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Für den Münchner Norden !

Jede und jeder muss die Chance auf ein selbstbe-
stimmtes Leben in Würde haben – auch in Mün-
chen, einer Stadt, die so schön ist, wenn man sie 
sich leisten kann. Ich bin Philippa Sigl-Glöckner, 
34 Jahre alt, Ökonomin und Leiterin der gemein-
nützigen Denkfabrik „Dezernat Zukunft“. Bei der 
Bundestagswahl 2025 trete ich als SPD-Direkt-

kandidatin für den Wahlkreis München-Nord an. 
Bisher war ich keine Politikerin. Aber die Zeiten 
sind zu ernst. Es ist nicht länger ausreichend, Ide-
en für eine neue Finanzpolitik nur auszuarbeiten 
und dann darauf zu warten, dass sie von der Poli-
tik umgesetzt werden. Ich würde gerne mit Ihrer 

Hilfe dafür sorgen, dass die guten Ideen Wirk-
lichkeit werden – damit alle in unserer Stadt 
gut leben können.

Viele Menschen haben das Vertrauen verlo-
ren, dass Politik in ihrem Interesse funktio-
niert. Das ist gefährlich, denn das bietet 

radikalen Kräften mit vermeintlich einfa-
chen Antworten eine Bühne. 

Die sollten wir ihnen entziehen. Dafür 
brauchen wir bessere Antworten als bis-
her. Denn es stimmt ja: Die Politik hat 
zentrale Versprechen zu lange nicht 
eingelöst. Ein Beispiel ist die „Leistungs-
gesellschaft“, in der angeblich diejeni-
gen belohnt werden, die hart arbeiten. 
In Wahrheit ist es sehr viel wahrschein-
licher, durch eine Erbschaft Wohlstand 
zu erreichen als durch den Schicht-
dienst in der Altenpflege oder die Grün-
dung eines eigenen Betriebs. Auch der 
Bildungserfolg hängt in Deutschland 
stärker als in vielen anderen Ländern 
vom Elternhaus ab. 

Wie aber können wir das besser machen? 
Diese Frage hat mich in den vergangenen Jah-
ren beschäftigt. Heute bin ich sicher: Der ent-
scheidende Hebel, um unsere gesell schaftl -
ichen Ziele zu erreichen, ist das Geld. Denn 
aktuell sparen wir uns die Zukunft kaputt. 

Oft wird behauptet, Deutschland gehe beson-
ders sorgfältig mit Geld um, etwa dadurch, 
dass wir die Schuldenbremse im Grundgesetz 
einhielten. Oder eine Schuldenquote von 60 
Prozent  berücksichtigen – also nicht mehr 
Schulden haben als 60 Prozent unserer Wirt-
schaftskraft. Doch bei genauerem Hinsehen 
zeigt sich: Diese Regeln beruhen nicht auf 
wissenschaftlichen Grundlagen, sondern auf 
politischen Zufällen. So steht im Grundgesetz 
für die Schuldenbremse eine Obergrenze für 
die jährliche Verschuldung in Höhe von 0,35 
Prozent der Wirtschaftskraft (des BIP). Diese 
Zahl klingt sehr präzise und wirkt wie das Er-
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gebnis wissenschaftlicher Berech-
nungen. Aber das ist sie nicht. Die 
Zahl ist das Ergebnis der Sturheit des 
früheren bayrischen Ministerpräsi-
denten Horst Seehofer. Im Jahr 2009, 
bei den Verhandlungen zur Schul-
denbremse zwischen Bund und Län-
dern, sollten 0,5 Prozent zulässige 
Neuverschuldung zwischen Bund 
und Ländern aufgeteilt werden. Der 
Bund wollte erreichen, dass beide je-
weils die Hälfte bekommen, also je-
weils 0,25 Prozent. Da man aber 
immer etwas Verhandlungsspielraum 
braucht, eröffnete das Bundesfinanz-
ministerium die Gespräche 
mit der Forderung, 0,35 
Prozent für den Bund zu er-
halten. Horst Seehofer saß 
auf der anderen Seite des 
Verhandlungstisches. Er 
wollte als erfolgreicher Mi-
nisterpräsident gesehen 
werden, der keine Schulden 
braucht. Und so überrasch-
te er das Bundesfinanzmi-
nisterium. Er bestand 
darauf, dass die Länder gar 
keinen Verschuldungsspiel-
raum beanspruchten. Und 
er war erfolgreich. Damit 
blieb es für den Bund bei den 
0,35 Prozent. Und für die Länder 
kam die „schwarze Null“ ins Grund-
gesetz – für sie gibt es gar keinen 
Verschuldungsspielraum. Und so 
steht nun eine Zahl im Grundgesetz, 
die eigentlich nicht mehr war als die 
Eröffnungsposition einer Verhand-
lung. Solche willkürlichen Regeln 
bestimmen heute unsere Finanzpoli-
tik und verhindern dringend notwen-
dige Investitionen des Staates.

Im Münchner Norden wird deutlich, 
was das praktisch bedeutet. Unsere 
Stadt wächst. Neue Unternehmen 
siedeln sich an, neue Beschäftigte 
ziehen nach München. Hinzu 
kommt, dass viele Geflüchtete hier 
ein zeitweiliges oder auch längerfris-
tiges Zuhause gefunden haben. Bis 
zum Jahr 2040 soll der Münchner 
Norden 60.000 Einwohner mehr be-
heimaten. Es fehlt aber an bezahlba-
ren Wohnungen, an Kitas und 
Schulen sowie an einem gut ausge-
bauten öffentlichen Nahverkehr. All 
das gibt es nur mit mehr öffentlichen 

Investitionen. Diese sind jedoch 
kaum möglich, weil die Schulden-
bremse und die starre Schuldenquote 
den Handlungsspielraum des Staates 
massiv einschränken.

Ein Beispiel: Die kommunale Woh-
nungsbaugesellschaft Münchner 
Woh nen könnte viel mehr bauen, da 
privaten Bauherren derzeit das Geld 
ausgeht. Doch die Landeshauptstadt 
hat die notwendigen Mittel gerade 
nicht und die Bundesregierung will 
sie nicht bereitstellen. Das ist ein 
großes Versäumnis, denn der Staat 

kann Kredite zu sehr günstigen Kon-
ditionen mit geringen Zinssätzen auf-
nehmen. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der 
Unterstützung für Kitas, Schulen, den 
öffentlichen Nahverkehr, die Vertei-
digung oder auch die innere Sicher-
heit. Bundesweit gibt es für Kitas nur 
zwei Milliarden Euro, obwohl der 
tatsächliche Bedarf weitaus höher ist. 
Das Startchancenprogramm des 
Bundes für Brennpunktschulen un-
terstützt in München gerade einmal 
drei Schulen. Und auch für die U9 
fehlt das Geld, weil die knappen 
Bundesmittel für den Verkehr schon 
anderswo aufgebraucht wurden.

Dabei sind Investitionen in Bildung 
und Infrastruktur nicht nur sozial 
notwendig, sondern auch wirtschaft-
lich sinnvoll. Unterlassene Investitio-
nen führen mit großer Sicherheit zu 
schlechteren Beschäftigungschancen 
für künftige Generationen. Sinkt die 
Beschäftigung, gehen Steuereinnah-

men zurück und die Ausgaben für 
Sozialhilfe steigen. Eine Finanzpoli-
tik, die solche Investitionen verhin-
dert, ist nicht nachhaltig, sondern 
kurzsichtig und verantwortungslos.

Deutschland braucht eine neue Fi-
nanzpolitik, die den Herausforderun-
gen unserer Zeit gerecht wird. Wir 
müssen uns von starren Regeln lö-
sen, die auf überholten Annahmen 
basieren. Stattdessen sollten wir ver-
nünftige Abwägungen treffen. Für 
München bedeutet das: mehr Geld 
für Wohnungen, bessere Bildung und 

Integration und einen leis-
tungsfähigen Nahverkehr. 
Investitionen kosten – aber 
nicht zu investieren ist 
noch viel teurer: Zuerst 
wirtschaftlich, dann gesell-
schaftlich. Denn wenn die 
Politik den Anspruch auf-
gibt, für alle ein gutes Le-
ben ermöglichen zu 
wollen, haben die Radika-
len eine Chance. Und ge-
nau das dürfen wir alle 
nicht zulassen. Deswegen 
bewerbe ich mich um das 
Direktmandat.

Die kommende Bundestagswahl ist 
von besonderer Bedeutung für den 
Münchner Norden. In der nächsten 
Legislaturperiode braucht es drin-
gend eine einflussreiche Stimme in 
Berlin, die sicherstellt, dass Bundes-
mittel die klammen Münchner Kas-
sen aufbessern

Dafür bitte ich um Ihre Stimme,

Ihre Philippa Sigl-Glöckner

Mehr  Info,
bitte QR-Code scannen!
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Seit einigen Jahren wird darüber dis-
kutiert, ob im Olympiadorf ein Park-
raummanagement eingeführt werden 
soll. Um ein Gebiet als Parklizenzge-
biet auszuweisen, muss ein Stell-
platzdefizit, bezogen auf die private 
Nutzung, nachweisbar sein.

Im August 2024 stellte das Mobili-
tätsreferat der Landeshauptstadt dem 
Bezirksausschuss Milbertshofen-Am 
Hart (BA 11) die ermittelten Stell-
platzzahlen und die daraus mögli-
chen Konsequenzen im gesamten 
Gebiet Milbertshofens vor. Ganz 
Milbertshofen, außer dem Olympia-
dorf, erfüllt die gesetzlichen Vorga-
ben für ein Parklizenzgebiet mit 
Bewohnerbevorrechtigung. Für die 
Gebiete außerhalb des Olympiadorfs 
hat der BA 11 der Maßnahme zuge-
stimmt, das Olympiadorf wird in der 
Beschlussvorlage für den Stadtrat zu-
nächst nicht betrachtet.

Im Olympiadorf konnte, nach den 
geltenden Berechnungsgrundlagen, 
kein Stellplatzmangel nachgewiesen 
werden. Dabei wurden zwei Zahlen-
grundlagen herangezogen, einmal 
die Zahlen eines vom Mobilitätsrefe-
rat beauftragten Planungs büros und 
einmal die Stellplatz zahlen aus allen 
Teilungserklärungen (al-
le Stellplätze auf Privat -
grund, privat und 
gewerblich), die den 
gemeldeten KfZ im 
olympischen Dorf ge-
genübergestellt wur-
den. Im ersten Fall 
wären demnach ca. 
650 Stellplätze über 
Bedarf vorhanden, 
im zweiten Fall so-
gar ca. 1.000. 

Das Mobilitätsreferat machte für das 
Olympiadorf daher den Vorschlag zu 
einer Parkraumbewirtschaftung ohne 
Bewohnerbevorrechtigung. Das wür-
de in diesem Fall bedeuten, alle un-
terirdischen Straßen würden als 
Mischparkzone mit Parkscheibe ge-
kenn zeichnet, d. h. Bewohner*innen 
und Besucher*innen müssten tags-
über immer die erlaubten Zeiten ein-

stellen, nur nachts und an Sonn- und 
Feiertagen wäre das dann nicht nö-
tig. Dieses Prozedere erschien uns 
keine Verbesserung gegenüber der 
derzeitigen Situation, daher lehnten 
wir diese Maßnahme im BA 11 ab.

Da im Olympiadorf auch nach unse-
rer eigenen Erfahrung freie Parkplät-
ze oft nur schwer zu finden sind, 
kam uns dieser hohe Stellplatzüber-
schuss seltsam vor. Deshalb hat die 

SPD-Fraktion federführend ei-
ne Stellungnahme 
auf den Weg ge-
bracht, mit der eine 
weitere Klärung er-

reicht werden soll, 
wie der Bedarf ermit-
telt wurde. Offen war 
aus unserer Sicht z.B., 

ob Fir-
menwa-
gen 
berück-
sichtigt 

wurden, 
wie die Parkplätze 
des Studierenden-
werks genutzt wer-
den, wie die Nutzung 
von BMW-Dienstleis-
tern ins Gewicht fällt 
und wie viele private 
Stellplätze einer 
Wohnnutzung oder 

einer gewerblichen Nutzung zuge-
ordnet sind …

In einer Vorab-Antwort hat das Mo-
bilitätsreferat im Dezember 2024 er-
läutert, dass Firmenwagen in diesem 
Kontext nie berücksichtigt werden. 
Die weiteren Antworten stehen noch 
aus, da sie nicht aus vorhandenen 
Unterlagen der Landeshauptstadt 
beantwortet werden können.

Vor der aktuellen Datengrundlage 
bleibt aus Sicht des SPD Ortsvereins 
die Frage offen, was die beste Lö-
sung für das Olympiadorf wäre. 
Würde ein Parklizenzgebiet mit Be-
wohner-Parkausweis, falls überhaupt 
je ein Defizit ermittelt werden kann, 
eine Verbesserung bringen? Jede*r 
Bewohner*in kann für sein Auto eine 
Lizenz beantragen, aber nicht, wenn 
man schon einen privaten Stellplatz/
Garage hat. Auch mit der Lizenz gibt 
es kein Anrecht auf einen Parkplatz 
vor der Haustür, das Gebiet wäre ge-
nauso groß. Besucher*innen müssten 
immer zahlen. Doch besser eine 
Parkscheibenregelung und Abschnit-
te ohne Parkraummanagement? Es so 
belassen? 

Die Datenerhebung hat auch ge-
zeigt, dass einige Stellplätze noch 
frei sind und gemietet werden kön-
nen, z. B. die Decks im Helene-
Mayer-Ring. Einen Anspruch auf ei-
nen (fast??) kostenlosen Bewohner* -
innen Parkplatz gibt es nicht. Das 
Thema wird uns alle noch länger be-
schäftigen. 

Brigitte Voit, 
Co-Vorsitzende 
des SPD-Ortsvereins Olympiadorf,
SPD-Fraktionssprecherin im BA 11

Parkraummanagement in Milbertshofen und im Olympiadorf
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Für eine bessere Unterstützung der Pflegebe­

dürftigen und ihrer Angehörigen

In Bayern leben über 630.000 pflegebedürftige Men-
schen. Mehr als 80 Prozent der Pflegebedürftigen werden 
zuhause gepflegt. Pflegende Angehörige sind der größte 
wichtigste Pflegedienst unseres Landes. Sie 
übernehmen persönliche Verantwortung für 
eine eigentlich gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe. Sie stehen tagtäglich vor der Heraus-
forderung, Beruf, Familie und Pflege 
miteinander vereinbaren. Und sie haben zu-
sätzliche Kosten. Höchste Zeit, dass endlich 
Lohnersatzleistungen für pflegende Angehö-
rige eingeführt werden und dass Pflegezei-
ten genauso bei der Rente angerechnet 
werden wie die Elternzeit.

Unsere Vorschläge liegen schon lange auf 
dem Tisch. Bisher hat die Bayerische Staats-
regierung keinerlei Unterstützung dafür ge-
zeigt.

Im Gegenteil: Ab 2026 kürzt sie das mit viel Selbstlob 
eingeführte Landespflegegeld von jährlich 1.000 € um 
die Hälfte. 

Landespflegegeld für Bedürftige in voller Höhe 

erhalten 

Das trifft vor allem Pflegebedürftige mit wenig Geld 
besonders hart. Zudem sendet die Halbierung des Lan-
despflegegeldes, das laut CSU vor allem ein Zeichen 
der Wertschätzung sein sollte, ein fatales Signal an al-
le Pflegebedürftige und pflegenden Angehörigen in 
Bayern.  

Deshalb fordern wir eine soziale Staffelung des Lan-
despflegegeldes. Pflegebedürftige mit geringen finanzi-
ellen Mitteln sollen weiterhin 1.000 € Pflegegeld 
erhalten. 

Im Stich lässt die Staatsregierung auch die Bewohne-
rinnen und Bewohner der Pflegeheime. Sie müssen 
2024 im Durchschnitt 2.814 € pro Monat (im ersten 
Jahr des Aufenthalts) an Eigenbeteiligung aufbringen. 
Das sind 914 € mehr als im Jahr 2019. Tendenz stei-
gend.

Heimkosten: Eigenbeteiligung für Pflegebe­

dürftige begrenzen. 

Freistaat muss Investitions­ und Ausbil­

dungskosten übernehmen

Kostentreiber für die Heimbewohner*innen sind auch 
die sogenannten Investitionskosten, die den Bewohne-

rinnen und Bewohnern aufgebürdet werden (Bau, Reno-
vierung, Anschaffung von Betten, Fahrzeugen etc.). 
Hinzu kommen die Kosten für die Ausbildung von Pfle-
gekräften. Die Folge: Immer mehr Pflegebedürftige und 
ihre Angehörigen geraten an ihre finanzielle Belastungs-
grenze.

Laut Gesetz sind aber die Bundesländer 
für die Vorhaltung einer ausreichenden 
pflegerischen Versor gungsstruktur verant-
wortlich, insbesondere für die Förderung 
von Investitionskosten.

Dieser Aufgabe muss der Freistaat Bayern 
endlich angemessen nachkommen. Das 
gilt auch für Ausbildungskosten. Pfle-
geausbildung ist eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe, die man nicht den 
Bedürftigen auferlegen sollte. 

Unsere Forderung: Der Freistaat hat min-
destens die Hälfte der Investitions- und die vollen Ausbil-
dungskosten zu übernehmen, um die finanzielle 
Belastung der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen 
sofort um 500 € zu reduzieren. Das ist echte Wertschät-
zung und wirksame Hilfe!

Mit herzlichen Grüßen, 
Ihre Ruth Waldmann, MdL

Ruth Waldmann aus dem bayerischen Landtag
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Jetzt haben wir es schwarz 
auf weiß. Das Zentrum für 
europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) hat für die 
Süddeutsche Zeitung die 
Wahlprogramme berech-
net. Ergebnis: Die SPD 
sorgt mit Sicherheit für 
mehr Netto für Millionen 
Beschäftigte. Wir entlasten 
mit unserem Steuerkonzept 
gezielt die Mittelschicht 
und Menschen mit gerin-
gen Einkommen. Familien 
profitieren stark. Die Finan-
zierung steht.

Das CDU-Programm reißt 
dagegen eine Lücke von 
100 Milliarden pro Jahr. 
Ohne Gegenfinanzierung. 
Und der Großteil geht an 
die absoluten Spitzenver-
diener. Millionäre profitie-
ren am stärksten. Leute mit 
wenig Einkommen so gut 
wie gar nicht. Auch um 
diesen Unterschied geht es 
bei der Bundestagswahl am 
23.02.

Ein neues Wahlrecht sorgt 

dafür, dass der Bundestag 

kleiner wird. Die Zahl der Ab­

geordneten wurde auf 630 

festgelegt, das sind über 100 

Abgeordnete weniger als bis­

her. Überhangs­ und Aus­

gleichsmandate entfallen. 

Durch die nun festgelegte 

absolute Anzahl der Abge­

ordneten besteht aber die 

Gefahr, dass der Münchner 

Norden gar nicht mehr im 

Bundestag vertreten ist. Das 

passiert, wenn eine Partei in 

mehr Wahlkreisen direkt ge­

winnt, als sie tatsächlich Sitze 

im Bundestag über die Zweit­

stimme erhält. Dann gehen 

die schwächsten Wahlkreis­

kandidaten dieser Partei leer 

aus. Der Münchner Norden 

war zuletzt der schwächste 

von der CSU errungene Di­

rektwahlkreis in ganz Bayern. 

Damit ist die Wahrscheinlich­

keit groß, dass der Kandidat 

der CSU nicht in den Bundes­

tag kommt, selbst wenn er 

die meisten Stimmen im 

Wahlkreis 216 München Nord 

hätte.

Nun sollte man nach den ei­

genen Werten und eigentlich 

nicht taktisch wählen. Aber 

wenn Ihnen eine starke Wirt­

schaft, eine verlässliche Da­

seinsvorsorge und ein 

soziales Miteinander wichtig 

sind, können Sie mit der Erst­

stimme guten Gewissens SPD 

wählen. Das würde dafür sor­

gen, dass der Münchener 

Norden auch weiterhin im 

Bundestag vertreten ist. Neh­

men Sie also direkt Einfluss 

mit Ihre Erststimme bei der 

Bundestagswahl am 23. Fe­

bruar und schenken Sie ihr 

Vertrauen und ihre Erststim­

me Philippa Sigl­Glöckner. 

Das hilft uns allen.

Ihre Erststimme entscheidet für den Münchner Norden!
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Die Baumaßnahmen am Olympia-
campus schreiten immer weiter vor-
an. Verschiedene Gremien hatten 
sich ja erfolgreich dafür eingesetzt, 
dass der TUM Campus im Olym-
piapark nicht mehr über die Con-
nollystraße angefahren wird, 
sondern über den Mittleren Ring. 
Das führte dazu, dass der Parkplatz 
nach Südosten verlegt wurde. Der 
Campus wurde dadurch in eine 
Fußgänger- und Autozone getrennt. 
Im Parkplatzbereich wurden inzwi-
schen viele Bäume gepflanzt, um 
die Stellflächen zu begrünen. Die 
SPD-Fraktion hat sich zusätzlich 
dafür stark gemacht, auch die Rän-
der des Parkplatz-Areals mit Bäu-
men und Sträuchern zu begrünen.

Als Baumschutzbeauftragte freue 
ich mich über jeden neu gepflanz-
ten Baum, so auch beim diesjähri-
gen Einheitsbuddeln. Bei der, durch 
den BA initiierten, jährlich wieder-
kehrenden Aktion, wird ein Baum 
an unterschiedlichen Standorten im 
Stadtbezirk gepflanzt. In 2024 fand 
das Einheitsbuddeln mit einem Ap-
felbaum im Garten der Milbertsho-
fener Kindervilla statt.

Die Ampelschaltung Oberwiesen-
feld/Moosacher Straße konnte 
durch einen Antrag unserer Fraktion 
verbessert werden, indem sie nun 
auch nachts in Betrieb bleibt.

In der Moosacher Straße 51 wird 
ein Gewerbeblock saniert und in ei-
ne Gemeinschaftsunterkunft für ca. 
600 Flüchtlinge umgebaut, die von 
der bayerischen Staatsregierung zu-
geteilt werden. Eine Sozialbetreu-
ung vor Ort und auch einen 
Sicherheitsdienst wird es geben.

Zahlreiche Veranstaltungen des 
Kulturvereins aus dem Olympiadorf 
konnten durch den BA11 mitfinan-
ziert werden. 

Der BA11 wurde zu allen Veran-
staltungen im Olympiapark unter-
richtet und stimmte diesen mit 

Hinweis auf Einhaltung der Grenz-
werte des Dauerschallpegels zu.

Vom Mobilitätsreferat wurden dem 
BA11 die Parklizenzgebiete I, II, III 

und die Park raum bewirtschaftung 
im Stadtbezirk 11 vorgestellt. Eine 
Regelung des Parkraums im Olym-
piadorf wurde bis auf weiteres zu-
rückgestellt. Wir hoffen auf einen 
runden Tisch mit allen Beteiligten, 
um unser Anliegen für eine Rege-
lung im Olympiadorf mit allem Für 
und Wider noch einmal vorzubrin-
gen. 

Der BA11 setzt sich unter anderem 
auch für eine Überarbeitung der Si-
tuation der Müllbehälter im Olym-
piapark ein. Damit soll eine bessere 
Aufnahme von Müll, der durch 
Großveranstaltungen anfällt, er-
reicht werden. Ebenso sollen die 
vorhandenen Müllbehälter besser 
gegen Krähen und andere uner-
wünschte Zugriffe gesichert wer-
den.

Sabine Jung aus dem Bezirks ausschuss 11

Sabine Jung, Mitglied im BA 11, 
Baumschutzbeauftrage
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Philippa Sigl­Glöckner 

Gutes Geld 
Wege zu einer gerechten und nachhaltigen Gesellschaft.

ISBN 9783869951447
Quadriga
September 2024 - 284 Seiten
Euro 24,00

Wir verspielen gerade unsere Zu-
kunft. Denn eigentlich sollten wir 
alles daran setzen, dass die nächste 
Generation eine gute Ausbildung 
erhält, unsere Unternehmen in ei-
ner dekarbonisierten Welt konkur-
renzfähig sind und der Kapita lis -
mus sein Versprechen einlöst, allen 
ein gutes Leben zu ermöglichen. 
Stattdessen halten wir an quasireli-

giösen ökonomischen Dogmen fest 
und finden den Ausweg aus der Al-
ternativlosigkeit nicht. Es wird 
höchste Zeit den Kapitalismus 
menschlicher zu gestalten. Denn er 
vereint Klimaschutz, den Erhalt un-
serer wirtschaftlichen Grundlage 
und die Chance auf ein selbstbe-
stimmtes, menschenwürdiges Le-
ben. Ein solcher Kapitalismus 
verteilt Wohlstand primär über Ar-
beit und ist Mittel zum Zweck. Wir 
als Gesellschaft müssen uns nur 
dafür entscheiden. Packen wir es 
an!

Direkt zur Internetpräsenz 

der SPD-Olympiadorf
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Zwei Jahre AzubiWerk 
München
In einen Neubau mit Dachterrasse ziehen und 
dabei auch noch weniger Miete bezahlen als zu-
vor in Mainz: So macht der Ausbildungsstart in 
München Spaß, wie eine Mieterin des Azubi  -
wohnheims in Neuperlach mir erzählte. Hier gibt 
es 221 Einzel- und vier Familienappartements für 
junge Menschen in Ausbildung mit Mieten um 
300 Euro pro Monat warm. Möglich macht dies 
das Azubiwerk, das die Stadt auf unsere Initiative 
hin Ende 2022 zusammen mit der DGB-Jugend 
und dem Kreisjugendring München-Stadt gegrün-
det hat. 

Warum braucht es in München 

ein AzubiWerk?

Gerade junge Menschen in Ausbildung haben auf 
dem Wohnungsmarkt kaum Chancen. Die durch -
schnittliche Ausbildungsvergütung liegt bei 1.079 
Euro, Berufsfachschüler*innen bekommen oft gar 
keine Vergütung. Selbst WG-Zimmer kosten in 
dieser Stadt auch mal 600-700 Euro und möblier-
te Zimmer sind besonders teuer. Zusätzlich ha-
ben sie es besonders schwer einen Mietvertrag zu 
bekommen, da der Ausbildungsvertrag nur ein 
befristeter Vertrag ist.

Und wir wollen noch mehr Auszubildende unter-
stützen, das Ziel sind 1000 Wohnplätze. Die 
Wohnheime in Neuperlach und am Innsbrucker 

Ring sind schon geöffnet. Dieses Jahr kamen 
noch Wohnungen in der Radlkoferstraße dazu. 

Das AzubiWerk München richtet sich an volljäh-
rige Auszubildende in der dualen Berufsausbil-
dung mit Ausbildungsort im Stadtgebiet 
München, Schüler*innen an den Münchner Be-
rufsfachschulen sowie den Fach-, Techniker- und 
Meisterschulen und Fachakademien.

Das Besondere am Azubiwerk ist, dass es nicht 
nur um günstige Wohnungen geht, sondern dar-
um, die Lebens- und Ausbildungsbedingungen für 
junge Menschen grundsätzlich zu verbessern. 
Deshalb bietet das AzubiWerk allen Auszubil-
denden in München eine Beratung über finanzi-

elle Unterstützung (BAB, BaföG,…) wäh -
rend der Ausbildung an.

Und wir beim AzubiWerk München, 
schrei ben Mitbestimmung ganz groß. Wir 
gestalten dieses Projekt mit jungen Men-
schen für junge Menschen. So dürfen ge-
wählte Vertreter*innen der Bewoh ner -
*innen im Vorstand mitbestimmen.

Wir als SPD und ich als Stadträtin und Vor-
sitzende des AzubiWerks München wer-
den 2025 weiter daran arbeiten Auszu -
bildende bei ihrem Start ins Berufs leben 
mit dem AzubiWerk konkret zu unterstüt-
zen.

Foto: Thilo Härdtle

Unsere

Stadträtin

Simone Burger

aus dem Rathaus


